Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 
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Kleine Anfrage Nr. 305 

der Fraktion der SPD 

betr. Steuerabzug bei Entschädigungen auf Grund 
der Wiedergutmachungsgesetze. 


Bei Auszahlung von Entschädigungen für Verluste im wirtschaft- 
lichen Fortkommen auf Grund der Wiedergutmachungsgesetze wird 
von den Finanzämtern, sofern diese Entschädigungen als Ersatz 
für entgangenen Arbeitslohn angesehen werden, in mehreren be- 
kanntgewordenen Fällen Lohnsteuer erhoben trotz der Bestim- 
mungen der Wiedergutmachungsgesetze, nach denen Steuern aus 
Anlaß der Wiedergutmachung nicht zu erheben sind. Dabei wird 
geltend gemacht, daß die bundesrechtlicben steuerlichen Bestim- 
mungen diesen Landesgesetzen vorgingen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

Ist die Bundesregierung bereit, in solchen Fällen durch Erlaß vor- 
läufiger Bescheide und durch die Stundung der Steuer dafür zu 
sorgeÄ, daß der bundesgesetzlichen Klärung der Steuerpflicht solcher 
Entschädigungen nicht vorgegriffen wird ? 


Bonn, den 18. November 1952 


Ollenliauer und Fraktion 
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